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ER U N G S PR 0 G R AM M    VON    CDU    UND    CSU: 

^istung und Sicherheit. 
Zeit für Taten. 

Ta       'st e'n w'cnt'8er 

V!o
g für die Union. Vier 

ta nate vor der Bundes- 
seL   anl haben wir etwas 
Schlm ntScheidendes Se- 
\je "

t: Wir machen den 

UhH80!1611 in unserem 

f'iih .. ein echtes Angebot 
^Zukunft." 

^r\Tn   Waren   sich   der 

Edm Kandidat der Union, 

%U p1 Stoiber'  und die 

~paneivorsitzende An- 

gela Merkel einig, als sie am 
6. Mai das gemeinsame 
Regierungsprogramm von 
CDU und CSU für 2002 bis 
2006, das unter der Leitung 
von CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer und dem 
Vorsitzenden der CSU-Lan- 
desgruppe im Deutschen 
Bundestag, Michael Glos, 
erarbeitet wurde, vorstell- 
ten. 

(Fortsetzung Seite 2) 
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programm (Seite 7) • 
Versprochen - gebro- 
chen, man kann nehmen, 
was man will. Rapid-Res- 
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rung und der gegenseiti- 
gen Verantwortung. Ber- 
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In Deutschland 
wieder Wohlstand und 

Arbeit für alle 
Fortsetzung von Seite I : 
Der 22. September werde 
neue Weichenstellungen 
für Deutschland bringen, 
betonte die Parteivorsit- 
zende. Und entsprechend 
war die Arbeit von CDU 
und CSU am Regierungs- 
programm von Gemein- 
samkeit und Geschlossen- 
heit geprägt. 

Angela Merkel: „Aber 
auch Entschlossenheit und 
Zuversicht ist das Kennzei- 
chen unserer Arbeit. Wir ha- 
ben aus der Wahlniederlage 
1998 gelernt und werden 
den Wechsel herbeiführen. 
Die Menschen und dieses 
Land haben etwas anderes 
verdient, als auf allen wich- 
tigen Politikfeldern Schluss- 
licht zu sein. Rot-Grün hat 
seine Chance gehabt und hat 
sie vertan." 

83 Prozent der Men- 
schen in Deutschland sind 
der Meinung, dass nach vier 
Jahren Rot-Grün die sozia- 
len Unterschiede größer ge- 

yy 
„ Wir erteilen der 

Politik der „ruhigen 
Hand" eine klare Absagt 
Deutschland soll wieder 
das wirtschaftlich dyna' 
mische Land in Europa^ 

werden und weg vom 'e'' 
ten Platz. Dafür müsse" 

wir den Weg einer uMaS' 
senden Erneuerung gen 

und auf diesem Weg "l 

Bürgerinnen und Bürg* 
mitnehmen. Denn H"r 

brauchen das Vertraue" 
der Menschen, dass *''/" 
diese Erneuerung auf- 
gerecht und in sozial , 

Verantwortung gestalte'1 

Edmund Stoi^ 

worden sind und dass t- 
stung nicht mehr gerecht 
wertet wird. Das meinen 
jenigen, die Kinder efZ 

hen, diejenigen, die enr 

amtlich tätig sind; das g 
für Arbeitnehmer und 
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R E GIE R U N GSPROGRAMM  ' 

WAHLAUFRUF 

Lassen Sie uns mehr aus 
Deutschland machen 

V ie, die Bürgerinnen und 
^ Bürger, haben es jetzt in 
^er Hand, die Weichen auf 
^kunft zu stellen: Lei- 
stUr>g und Sicherheit für 
"nser Land - das ist die 
Cr>ance des 22. September. 

vier  Jahre   Rot-Grün 
aren verlorene Jahre für 

"ns alle in Deutschland - 
j^ rot-grüne Politik hat 
putschland zum Schluss- 

Cnt in Europa gemacht, 
"afür trägt Gerhard Schrö- 

e>"die Verantwortung. Die 
eutschen haben besseres 

Verdient als noch einmal 
ler Jahre verspielter Chan- 

cen, vier Jahre des Ab- 
stiegs, noch einmal vier 
Jahre lang Versprochen - 
Gebrochen. 

Kompetenz 
entscheidet 

Mit der Mehrheit der 
Menschen verbinden uns 
eine Einsicht und ein Wille: 
Es ist Zeit für Taten. Es ist 
Zeit, dass unser Land wie- 
der effizient und tatkräftig 
regiert wird. Genau das ist 
das Angebot, das wir Ihnen 
machen   Kompetenz  ent- 

scheidet: Mit Edmund Stoi- 
ber an der Spitze bieten wir 
den Menschen eine neue 
Perspektive - für mehr Ar- 
beitsplätze, für eine lei- 
stungsfähige Wirtschaft, 
für eine Politik, die neue Si- 
cherheit schafft, für eine 
Politik des Optimismus, für 
eine stabile und verlässli- 
che Politik der Mitte. 

Wir rufen alle Bürge- 
rinnen und Bürgerauf: Ge- 
hen Sie wählen. Nutzen 
Sie Ihre Stimme am 22. 
September. Lassen Sie 
uns gemeinsam mehr aus 
Deutschland machen! 

k'toer, für Mittelständ- 
r und Wissenschaftler. 

stu
Angela Merkel: „Lei- 

die
n§sgerechtigkeit,  also 

^.gerechte Bewertung von 

^tUng' ist aber die Vor" 
De Setzung dafür, dass wir in 
stu

U'Sch|and wieder Wohl- 

Sch
n(j, und Arbeit  für alle 

?um 
,e Parteivorsitzende 
Zweiten  Schlüsselbe- §r'ff H 

§ra Regierungspro- 

V^ "Wir brauchen 
s
che    cherheiten. Die Men- 

We,n sPuren, dass sich die 
durch  Globalisierung 

verändert hat und neue Fun- 
damente für mehr Sicherheit 
nötig sind." 

Mehr und neue Sicher- 
heiten nicht nur im Bereich 
der inneren und äußeren Si- 
cherheit, sondern auch im 
Bereich der sozialen Siche- 
rungssysteme, im Bereich 
von Bildung, Wissenschaft 
und Forschung. 

Gerade was dieses letzte 
Gebiet betrifft, unterstrich 
die Parteivorsitzende, kom- 
me es darauf an, die Men- 
schen in diesem Land auf die 
Wissensgesellschaft des 21. 

Jahrhunderts vorzubereiten, 
• auf Wettbewerb zwischen 
Schulen, Hochschulen und 
Ländern, • auf Orientie- 
rung in diesem neuen Jahr- 
hundert, die Sozial- und 
Geisteswissenschaften ver- 
mitteln. 

Wettbewerb in den so- 
zialen Sicherungssystemen 
- vor allem bei der Gesund- 
heit: das heisst Wettbewerb 
der beteiligten Institutio- 
nen, der Kassen, Ärzte, Pa- 
tienten und auch der Phar- 
maindustrie: „Wir wollen 
diesen Wettbewerb stärken 
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REGIERUNGSPROGRAMM 

yy 
„ Unser Programm ist 
ehrgeizig. Aber es ist 

auch ehrlich. Wir haben 
manche schöne Notwen- 
digkeit nicht hineinge- 

schrieben, weil wir wis- 
sen: Nur solide Finanzen 
sind das Fundament, auf 

dem wir eine sichere 
Zukunft - auch für die 

zukünftigen Generationen 
- bauen können." 

Angela Merkel 

und dadurch die Effizienz 
verbessern." 

Besonderer Schwerpunkt 
des Regierungsprogramms: 
die Familie. Angela Merkel: 
„Wir wollen die soziale und 
materielle Besserstellung 
der Familie und mit unserem 
Familiengeld dazu beitra- 
gen, dass die Erziehungslei- 
stung von Eltern gerecht be- 
wertet wird." Es dürfe vor al- 
lem nicht länger der Fall sein, 
dass diejenigen, die mit drei 
Kindern jeden Tag zur Ar- 
beit gehen, am Monatsende 
weniger Geld haben, als die 
Sozialhilfe für sie ausma- 
chen würde. 

Unionskanzlerkandidat 
Edmund Stoiber stellte klar, 
dass sich die Union nach 
ihrem Wahlsieg auf drei 
Vorhaben konzentrieren 
werde: • Erstens soll die für 
den 1. Januar 2003 bereits 
beschlossene    fünfte    Er- 
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Starker Anstieg im 
Jahresvergleich 

Auch im April sind in 
Deutschland - trotz eines 
leichten Frühjahrsauf- 
schwungs - mehr als vier 
Millionen Menschen oh- 
ne Arbeit gewesen. Regi- 
striert wurden 4,024 
Millionen Erwerbslose. 
Das sind 132.000 Er- 
werbslose weniger als im 
März, aber 156.000 mehr 
als im April des vergan- 
genen Jahres. Vor allem 
über diesen starken An- 
stieg im Jahresvergleich 
zeigen sich die Fachleute 
besorgt. 

höhung der Ökosteuer aus- 
gesetzt werden. • Außer- 
dem will die Union den 
Niedriglohnbereich gezielt 
fördern • und einen Ein- 
stieg in das Familiengeld 
verwirklichen. Stoiber be- 
zifferte die Kosten dieser 
drei Maßnahmen für 2003 
auf rund sieben Milliarden 
Euro. Die Gelder sollen 
durch Umschichtungen im 
Bundeshaushalt aufgebracht 
werden. 

Mit dem Konzept „3 mal 
40" will Stoiber Deutsch- 
land auf den Weg der wirt- 
schaftlichen Erholung füh- 

Signal für den 
22. September 

Zu seinem „überwälü' 
genden Sieg" bei der Prä' 
sidentschaftswahl hat die 
Parteivorsitzende Ange' 
la Merkel im Namen der 
CDU Jacques Chirac 
gratuliert. Sie bezeich- 
nete diesen Erfolg a's 

Grundlage dafür, dass 
die bürgerlichen Parteien 
in Frankreich auch die 
Parlamentswahlen in1 

Juni gewinnen könne0' 
und als „Signal für die 
Wahlen zum Deutschen 
Bundestags am 22. Sep' 
tember". 

ren. Damit sollen die Staa^ 
quote, der Spitzensteue1" 
satz und die Sozialversic"^ 

rungsbeiträge auf Jevve
k[ 

unter 40 Prozent gesen 

werden. .-. 
Edmund  Stoiber:  *MJ 

dieser Entlastung geben* 
den Bürgern mehr Mög'1^ 
keiten  zur  Eigenvorsc-rg 

Die Unternehmen err 
V6f 

größere und vor allem 
lässliche Spielräume für 

Einstellung von neuen 
beitskräften. Und wer ^ 
beit schafft, schaff« ^ 
Wachstum. Und Wachst 
bringt mehr Arbeit." 

IHÜB7J 
Voller Wortlaut unter: 

www.regierungsprogramm.de 

J 



WAHLKAMPF ' 

TERMINE   FERNSEHDUELL 

?5 Minuten reine Redezeit 
A|w 25. August und am 8. September 
Werden Kanzlerkandidat Edmund Stoi- 
öer und Bundeskanzler Gerhard Schrö- 

r gegen einander in Fernsehduellen 
^treten. Darauf haben sich deren Be- 
a*er in Berlin mit den Fernsehanstalten 

geeinigt. 

Die Moderation sollen bei den öffent- 
lch-rechtlichen Fernsehanstalten Sabine 

Christiansen (ARD) und Maybritt Illner 
^DF) übernehmen, bei den privaten 
Fernsehsendern Peter Limbourg (N24) 
ünd Peter Kloeppel (RTL). 

Die Fernsehduelle werden an den bei- 
en Sonntag-Abenden jeweils um 20.15 

Uhr stattfinden.  Stoiber und Schröder 
erden stehend und ohne Zuschauer de- 

baltieren. Die reine Redezeit soll 75 Mi- 
nuten betragen. 

NEUESTE   UMFRAGE 

Union klar vorne 
Nach der Wahlniederlage in Sachsen- 
Anhalt befindet sich die SPD auch bun- 
desweit im Abwärtstrend. Wenn jetzt 
Bundestagswahlen wären, käme sie nur 
noch auf 31 Prozent der Wählerstim- 
men: 1 Prozent weniger als noch in der 
Woche davor. 

Laut einer Forsa-Umfrage für „stern" 
und RTL stabilisiert sich die Union kon- 
stant bei 41 Prozent. Die FDP liegt wei- 
terhin bei 12 Prozent, die PDS unverän- 
dert bei 6 Prozent. Die Grünen haben ei- 
nen Prozentpunkt zugelegt und liegen 
jetzt bei 7 Prozent. 

Rechnerisch ergäbe dies eine stabile 
Mehrheit von 53 Prozent für eine Koali- 
tion zwischen Union und FDP. Die jetzige 
rot-grüne Regierungs-Koalition käme 
jetzt lediglich auf 38 Prozent. 

^DMUNDSTOIBER:ich 
erde nicht den Fehler ma- 

Joh"1 Und M'llionen neuer 

w 
s versprechen. Aber wir 

rden die richtigen Bedin- 

Se
n§en schaffen, damit un- 

de
re Wirtschaft endlich wie- 

0r
r Nächst. Anders als Rot- 

[j**> findet die Union sich 

Wdamit ab'dass Deutsch- d das Schlusslicht in Eu- 
M     lst. Die Leute spüren: 

geh  WCnn dieser Kanzler 
1 ,kornmenneueArbeits- Pli at2e 

ANGELA MERKEL: Es 
gibt eine klare Wechselstim- 
mung im Land - gerade ein- 
mal dreieinhalb Jahre nach 
der letzten Bundestagswahl. 
Dabei war die Zeitspanne, in 
der sich diese Wechselstim- 
mung entwickeln konnte, 
sogar noch kürzer. Zwei, 
drei Jahre hat es nämlich ge- 
dauert, bis die Folgen rot- 
grüner Regierungsarbeit 
sichtbar geworden sind. 
CDU und CSU sind auf ei- 
nem guten Weg. 

UMFRAGEN bestätigen, 
dass die Bürger dem Kanz- 
lerkandidaten der Union 
größere wirtschaftspoliti- 
sche Kompetenz zuschrei- 
ben als dem der SPD. Dass 
letzterer als telegener gilt, 
erkennen die Wähler gerne 
an, beeindrucken lassen sie 
sich davon nicht. Die so ge- 
nannte Wechselstimmung 
ist da, also die demosko- 
pisch nachweisbare Vor- 
freude der Leute auf eine 
neue Regierung.       (FAZ) 

.   ert Claussen, bisher Wirtschaftsdezernent, hat sich als CDU-Bewerber bei den Oberbiirger- 
er-Stichwahlen in Schwerin mit 58,4 % gegen den PDS-Bewerber Gert Böttcher durchgesetzt. 
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ARBEITSMARKT 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Rot-Grün ist Koalition der Bremser!" 
Zu dieser eindeutigen Er- 
kenntnis müsse man nach 
der Veröffentlichung der 
Arbeitsmarktzahlen für 
den Monat April kommen, 
erklärte CDU-Generalse- 
kretär Lauren/. Meyer, in 
Berlin. 

Mit über vier Millionen 
Arbeitslosen erreicht die Ar- 
beitslosigkeit den höchsten 
Aprilstand seit 1999. Die 
Arbeitsmarktdaten würden 
wieder einmal zeigen, wel- 
che katastrophalen Folgen 
Schröders Nichtstun der 
letzten Jahre habe 

Es reiche nicht aus, dass 
Kanzler Schröder auf die 
Wirtschaftsdaten in den 
Vereinigten   Staaten   wie 

das Kaninchen auf die 
Schlange starre. Der Kanz- 
ler irre, wenn er hofft, dass 
die anspringende US-Kon- 
junktur die Blockade am 
deutschen Arbeitsmarkt 
lösen werde. Alle Auf- 
schwungparolen des Kanz- 
lers und der SPD würden 
geradezu wie das berühmte 
Pfeifen im Walde erschei- 

KAMPAGNEN-KONFERENZEN 

Folgende Termine und 
Veranstaltungsorte sind 
geplant: 
• Dienstag,   14.   Mai, 
18.00 Uhr in Karlsruhe für 
die Landesverbände Ba- 
den-Württemberg, Rhein- 
land-Pfalz und Saar 
• Mittwoch, 22. Mai, 
18.00 Uhr in Erfurt für die 
Landesverbände Hessen, 
Sachsen und Thüringen 
• Dienstag, 28. Mai, 
18.00 Uhr in Dortmund für 

den Landesverband Nord- 
rhein-Westfalen 
• Freitag, 31. Mai, 18.00 
Uhr in Potsdam für die 
Landesverbände Berlin, 
Brandenburg, Niedersach- 
sen und Sachsen-Anhalt. 

Die Kampagnen-Kon- 
ferenz für die Landersver- 
bände Mecklenburg-Vor- 
pommern, Hamburg, Bre- 
men und Schleswig-Hol- 
stein hat bereits am 7. Mai 
in Schwerin stattgefunden. 

nen, kritisierte Laurel 
Meyer. Seit seinem Amts' 
antritt setze Schröder aU' 
das Prinzip Hoffnung. 

Arbeitsmarkt ist 
überreguliert 

Mit den schlechten Ab' 
schneiden in einer intern' 
tionalen Studie unterstrich 

Laurenz Meyer die schieb 
te wirtschaftlichen Kompe_ 
tenz von Rot-Grün. Nac" 
einer Studie des renomrnief' 
ten WirtschaftsforschungS' 
instituts  der  Universit3 

Lausanne rutschte Deutsc 
land     im     international 
Vergleich von 49 Staate* 
bei der Beurteilung des A 
beitsmarktesaufden letzte 

Platz! Begründung: D'eR£ 
gulierung des Arbeitsrna^ 
tes sei zu unflexibel und 
herkömmliche Arbeitslose" 
Versicherung  biete  kein 
Anreiz zur Aufnahme s 

Arbeit. Damit hätten die r> 
perten erneut ein zentra 
Problem bestätigt. Dies f 
terstreiche  auch  die       ., 
wendigkeit der von C^ 
CSU   vorgesehenen  N**\ 
nahmen    im    Regien"1^ 
Programm   2002/2006 Jj 

Deregulierung des Arr>   p 
marktes. 
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SPD-WAHLPROGRAMM 

ANGELA   MERKEL: 

Von Aufbruch nichts zu spüren 
*Ur Vorstellung des SPD- 
r°gramms zur Bundes- 

a§swahl erklärte die Par- 
te'vorsitzende: 

Gerhard   Schröder   hat 
98 seine Chance bekom- 
en- Er hat sie nicht genutzt. 
^«dessen hat er Enttäu- 

Schung und Verdruss über 
gebrochene Versprechen er- 
. u§1- Sein Wahlprogramm 

dabei für die Menschen 
reine Enttäuschung mehr: 

/f'ie Antwort auf die Be- 
•"^pfung der Arbeitslosig- 
'l' auf die Schere zwi- 

p
chen Ost und West, auf die 

E
0rderung des Mittelstands. 

j.' Ist nichts anderes als ein 
°kumentderHilflosigkeit. 

s. Schröder und seine SPD 
.   .   mittlerweile   meilen- 
p  l yon den Sorgen und 
fernen   der   Menschen 

lfernt.   Das   Wahlpro- 

sict1.111 dCr SPD erschöPft 

^ über weite Strecken in 

Sc, /^Zählung bereits be- 
ejn °

Ssener Gesetze.  Von 

Su,ern Aufbruchsignal, von 
(lie^

antie"en Vorhaben für 
nachste Legislaturperi- 
,sl nichts zu spüren. Das 

1 die 

Di-11* der roten Laterne. 

le Manifestation einer 
0|Uik 

"iD 

Di 

SpD lässt die Menschen 
,euischland alleine. 

de   "eses Programm ist zu- 
nder Beleg fürdie schlei- 

chende   Entkernung   der 
deutschen   Sozialdemokra- 
tie durch Gerhard Schröder. 
Mit dem heutigen Tag hat 
sich die  SPD endgültig 
als Programmpartei verab- 
schiedet und sich auf ihre 
Rolle als Machterhaltungs- 
struktur für Gerhard Schrö- 
der reduzieren lassen. Be- 
zeichnend ist auch die pro- 

Maria Böhmer: Kei- 
ne Visionen, dafür Weich- 
spüler. Ich habe vergeb- 
lich nach Substanz ge- 
sucht. Diepolitische Kern- 
aussage: der Kanzler. Sie 
gipfelt   in  der  Behaup- 
tung: Schröder mache gu- 
te Arbeit. In der Familien- 
politik jedenfalls haben 
die Bürgerinnen und Bür- 
ger, wenn man von der 
mageren    Kindergelder- 
höhung absieht, vergeb- 
lich auf konkrete Ergeb- 
nisse gewartet. 

klamierte Reihenfolge: 
„Kanzler, Konzept, Kompe- 
tenz". Kompetenz kommt 
bei der SPD an letzter Stelle. 
Aber genau das ist das 
falsche Signal. Denn auf 
Kompetenz kommt es vor al- 
lem an, wenn man Deutsch- 
land gemeinsam mit den 
Menschen wieder nach vor- 
ne bringen will. 

Genau deshalb braucht 
Deutschland wieder einen 
Wechsel. Die Union wird 
wieder jedem eine Stimme 
geben, damit sich Leistung 
in unserem Land wieder 
lohnt und neue Sicherheit 
geschaffen wird. Zur Lö- 
sung dieser Aufgaben ist die 
SPD nicht mehr fähig. 

Volker   Rühe:  Der 
außenpolitische Teil des 
Programms - Realitäts- 
verlust mit Blick auf das 
tatsächliche Gewicht 
Deutschlands in Europa 
und der Welt. Ja: Unter 
der SPD-geführten Bun- 
desregierung ist unser 
Land vielfach nicht ein- 
mal mehr in der Lage, ein- 
gegangene Verpflichtun- 
gen zu erfüllen. Auf die 
weltpolitischen Heraus- 
forderung: keine schlüs- 
sigen Antworten. 

UID 14/2002-7 



'RAPID   RES P O N S E 

ANALYSE   DES   SPD-WAHLPROGRAMMS 

Versprochen - gebrochen, man 
kann nehmen, was man will 

SPD-Wahlprogramm, 
S. 23: Mit der Steuerre- 
form haben wir die größ- 
te Steuersenkung in der 
Geschichte der Bundes- 
republik auf den Weg 
gebracht. 

Belastung mit Steuern 
und Sozialabgaben 
höher als beim Regie- 
rungswechsel 

Die Einkommensbela- 
stungsquote (Anteil von 
Steuern und Sozialabgaben 
am Bruttoeinkommen) ist 
von 55,1 % im Jahr 1998 
über 55,4% in 2001 auf 56,6 
% in diesem Jahr angestie- 
gen. (Karl-Bräuer-lnstitut, 
Studie von Februar 2002) 

„Mit 56,2 v.H. dürfte die 
Einkommensbelastung im 
Jahr 2005 lediglich um 0,8 
Prozentpunkte unter dem 
Höchstwert von 2000 und 
sogar um 1,1 Prozentpunkte 
über dem Wert von 1998 
liegen, also dem letzten Jahr 
vor 'den umfassendsten 
Steuersenkungen in der Ge- 
schichte der Bundesrepu- 
blik'    (so    Finanzminister 

Hans Eichel)."  (ebenfalls: 
Karl-Bräuer-lnstitut) 

„Steuerreform ist 
ungerecht" 

„Die Steuerreform hat 
die Verteilungsgerechtig- 
keit nicht vergrößert, son- 
dern verringert." (Klaus 
Lang, Vorstandsmitglied 
IG-Metall, zit. Nach Berl. 
Zeitung, 22.2.2002) 

Kein Beitrag 
für Wachstum und 
Arbeitsplätze 

„Die Abschreibungs- 
möglichkeiten auf Sachin- 
vestitionen wurden [...] ver- 
schlechtert, um die Steuer- 
ausfälle der 'mutigen Re- 
form' finanzieren zu kön- 
nen. So entsteht kein Wachs- 
tum, so entstehen keine Ar- 
beitsplätze." (Claus Noe, 
ehemaliger Staatssekretär 
der Regierung Schröder im 
Bundesfinanzministerium, 
Frankfurter Rundschau, 
18.3.2002) 

SPD-Wahlprogramm, 
S. 25: Wir haben mit 
dem Jugendsofortpro- 

gramm 'JUMP' schon 
über 400.000 jungen 
Menschen eine berufli- 
che Chance geschaffen. 

Kein erfolgreicher 
Übergang in Arbeits- 
bzw. Ausbildungs- 
verhältnisse 

180.000 Jugendlich 
wurden nach einer Maß' 
nähme nach demJUMP^' 
der arbeitslos oder beginnt 
eine andere Maßnahme. I>e 

diglichfürein Drittel der Ju- 
gendlichen mündet das Pr 

gramm in einen AUSP 

dungs- oder Arbeitspia12' 
(DGB, Mitteilung vonl 

7.6.2001) 

JugendarbeitsIosigkel 

steigt trotz erheblich 
Aufwands überpro- 
portional an 

Im März 2002 waren »jj 
Deutschland 505.114 ju«1^ 
Menschen (unter 25 Jahr , 
arbeitslos. In dieser Mte_ 
gruppe stieg die Arbeit5" 
sigkeit  im  Vergleich zU 

März 2001 um 53.648 M6 
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RAPID   RESPONSE 

»Chen (+ i l ,9 %) und damit 
jjfrker als die Gesamtar- 
^'tslosenquote (Anstieg um 
3'9 % im März 2002). (Bun- 
desanstalt für Arbeit, S. 1) 

Weit geringere 
Jugendarbeitslosigkeit 
•n den CDU-geführten 
Ländern 

Baden-Württemberg, 
ayern und Hessen hatten 

auch im Jahr 2001 die nied- 
ren Jugendarbeitslosen- 

Ju°ten (Arbeitslose unter 25 
atlre)   in   ganz   Deutsch- 
and:4,4 % (BW), 5,1  % 
t8V), 6,5 % (HE). (Bundes- 
anstalt für Arbeit, S. 13) 

Wirkungslos gegen 
Ausbildungsplatz- 
Mangel in den neuen 
Bundesländern 

" Trotz des fortgeführten 
, 0rtprogramms zum Ab- 
s-u der Jugendarbeitslo- 

Skeit gelang es nicht, die 
^uation zu verbessern. 
. s Angebot gemeldeter 

?.
Ust,ildungsstellen redu- 
ce sich um 5.903 Stellen 
I  L

er4,6 %] auf 121.441 

213 
stellen.     [...]     bei 

ehrsu 

v   ,°
89   gemeldeten   Be- 

nis        [warl das Verhält" 
v°n Ausbildungsstellen 

äuß
Bewerbern   mit   °>57 

JJ?**1  gering."   (Jahres- 
dj achten des Sachverstän- 

8enrates,S. 162 a.E.) 

SPD-Wahlprogramm, 
S. 52: Die Gesundheits- 
reform 2000, der Risiko- 
strukturausgleich, die 
aktive Prävention, die 
Dämpfung der Arznei- 
mittelkosten und ganz 
besonders die Fallpau- 
schalen im Krankenhaus 
bremsen die Kostenent- 
wicklung und weisen in 
die richtige Richtung. 

Gesundheitssystem 
marode 

Rot-Grün hat die Gesund- 
heitsreform der alten Regie- 
rung zurückgenommen und 
keine wirksamen Maßnah- 
men ergriffen, um einen 
Anstieg des Defizits der ge- 
setzlichen Krankenversiche- 
rung (GKV) und der Kran- 
kenkassenbeiträge zu ver- 
hindern. Die Finanzen der 
GKV haben sich unter der 
Verantwortung der Regie- 
rung Schröder von einem 
Polster in Höhe von 0,86 
Mrd. Euro im Jahr 1997 zu ei- 
nem Defizit im Jahr 2001 in 
Höhe von 2,8 Mrd. Euro ent- 
wickelt. (Quelle: Bundesge- 
sundheitsministerium) 

Steigende Beiträge 

„Die Reformvorschläge 
von Frau Schmidt reichen 

bei weitem nicht aus, um die 
Struktur- und Finanzpro- 
bleme der GKV zu lösen. 
[...] Wir [haben] im nächsten 
Jahr allein durch die Zusatz- 
kosten bei den Chroniker- 
Programmen einen Wert 
[Beitragssatz in der gesetzli- 
chen Krankenkasse] von 
14,3 Prozent im Schnitt." 
(Norbert Klüsen, Vorstands- 
chef der Techniker Kran- 
kenkasse, Focus, 15.4.2002) 

Vernichtendes Urteil 
der Sachverständigen 

Im Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates für 
2001/2002 wird das Kapitel 
zur Gesundheitspolitik über- 
schrieben mit: „Unbefriedi- 
gende Entwicklungen". Zur 
Einschränkung der Kranken- 
kassenwahlrechte der Versi- 
cherten urteilen die Wissen- 
schaftler: „Die interventioni- 
stische Einschränkung der 
Rechte der Versicherten 
|durch Gesetze der Bundes- 
regierung] ist das Gegenteil 
einer verlässlichen Politik." 
Zu geplanten Gesetzen im 
Arzneimittelbereich: „Dass 
es [zur Absenkung der Arz- 
neimittelpreise] gleichsam 
zu einem Ablasshandel 
kommt, zeugt nicht von ei- 
nem guten Politikstil." 

U1TH/M 

Vollständiger Text: 
www.wahlfakten.de 
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TRAUER   UM   DIE   OPFER 

BLUTTAT   IN   ERFURT 

Merkel und Stoiber legen Blumen am 
Gutenberg-Gymnasium nieder 

Die Vorsitzenden von CDU 
und CSU, Angela Merkel 
und Edmund Stoiber, ha- 
ben am 29. April in Erfurt 
der Opfer der furchtbaren 
Bluttat gedacht. 

Sie legten Blumen am 
Gutenberg-Gymnasium 
nieder, wo 16 Menschen von 
einem 19-jährigen ehemali- 
gen Schüler ermordet wor- 
den waren. Gemeinsam mit 
dem thüringischen Mini- 
sterpräsidenten Bernhard 
Vogel verharrten sie in mi- 
nutenlangem stillem Gebet. 
Anschließend trugen sich 
Merkel und Stoiber in das 

Kondolenzbuch im Erfurter 
Rathaus ein. 

„Wir sind zutiefst er- 
schüttert über das schreckli- 
che Ereignis im Gutenberg- 
Gymnasium und empfinden 
tiefe Trauer. Das ist ein un- 
fassbares, entsetzliches Ge- 
schehen. Unser Mitgefühl 
gilt den Angehörigen und 
Freunden der Opfer", sagte 
die Parteivorsitzende. 

Der bayerische Minister- 
präsident rief zu einer 
„höheren Intoleranz ge- 
genüber Gewaltverherrli- 
chung und der Akzeptanz 
von Gewalt" auf. 

Wir brauchen Zeit 
zum Nachdenken 

Der Amoklauf von Erfurt 
ist unfassbar. „Warum? 
steht in großen Buchsta- 
ben auf Zetteln im Trau- 
erblumenmeer vor dem 
Gutenberg-Gymnasium- 

Diese Frage stellt sich 
das ganze Land. Es wir* 
wohl keine eindeutig6 

Antwort finden. Absurd 
die Vorstellung, ein sol- 
ches Ereignis ließe sie" 
gleich nach ein paar Ta- 
gen erklären. Und ab"'1'' 
gig ist wohl leider am''1 

die Hoffnung, ein solche 
Massaker eines Einzel- 
täters ließe sich in ZU' 
kunft verhindern. Rum' 
täte gut in dieser Rail"' 
sigkeit. Zeit zum Nad1' 
denken möchte man I"1' 
ben statt schneller Sclml«' 
Zuweisungen. Freilich >s 

es aber auch eine natüru' 
ehe Reaktion, nach a<-'> 
Ursachen zu suchen. 

Sächsische Zeitung 

Ministerpräsident Vor 
dankte  den  Menschen 
Deutschland für ihre Sol»d* 
rität mit den Opfern. 
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BüNDNIS   GEG EN   GEWALT1 

BERLINER   MEMORANDUM   VON   CDU   UND   CSU 

Wir brauchen Werteorientierung 
und gegenseitige Verantwortung 

as entsetzliche Verbre- 
nn am Erfurter Guten- 
erg-Gymnasium     hat 

üeutschland tief erschüt- 
rt«   Dieses   Verbrechen 
Uss in uns allen das Be- 

wusstsein dafür stärken, 
ass   Wjr   täglich    von 
euem   daran   arbeiten 

Jessen, in Frieden und 
e,heit, in gegenseitiger 

^chtung und Toleranz le- 
* zu können. Individua- 

'tät und Solidarität sind 
,ne Gegensätze. Jeder 
Uss sich seiner Verant- 
°rtung für sich und sein 
"ifeld bewusst sein. 
letzte Sicherheiten wird 

.   Ieider nie geben können. 
""Müssen jedoch alles tun, 

^ die Wahrscheinlichkeit 
cner Verbrechen auf ein 
iirnum zu reduzieren. Es 

^bt   vielfältige   Ursachen 
°n Gewalt. Sie erfordern 

^ch vielfältige Antworten. 
ne'

1 KePression allein kön- 
wir ihr nicht begegnen. 

de 
N°twendig ist eine Än- 

ch
rung des gesellschaftli- 

Urj
en Klimas. Gewalt darf in 

*Ur M6r Gesellschaft nicht 

^ Formalität werden. Wir 
WJe

SSen darüber diskutieren, 

w   W|r miteinander leben, 
lche Werte unsere Ge- 

UNTER DEM EINDRUCK der Bluttat von Erfurt ha- 
ben Unionskanzlerkandidat Edmund Stoiber und die Par- 
teivorsitzende Angela Merkel am 4. Mai im Rahmen ei- 
ner Konferenz der Kreisvorsitzenden der CDU ein „Me- 
morandum für ein Bündnis gegen Gewalt" vorgelegt. 

Die Parteivorsitzende mahnte, dass man nicht zur Ta- 
gesordnung übergehen dürfe. Erziehung müsse mehr an 
Bedeutung gewinnen, und für Kinder und Jugendliche 
müsse mehr Zeit aufgewendet werden. Dazu gehöre aber 
auch, Grenzen zu setzen. Edmund Stoiber forderte darü- 
ber hinaus, das Waffenrecht zu verschärfen, Gewalt im 
Fernsehen zu ächten und Gewaltvideos zu verbieten. 

Seilschaft tragen und welche 
Bedeutung Familie, Erzie- 
hung und Bildung haben. 
Wir wollen, dass der Bun- 
destag, der Bundesrat und 
die Länderparlamente eine 
solche grundlegende De- 
batte führen. Wir wollen 
eine große öffentliche Dis- 
kussion, an der sich alle ge- 
sellschaftlichen Gruppen 
beteiligen sollen. 

Gewalt nicht 
verharmlosen 

Wir brauchen ein Bünd- 
nis gegen Gewalt, für das 
sich jeder engagiert und das 
Zivilcourage fordert. Ge- 
walt, egal welcher Art, egal 
wie  motiviert,  darf keine 

Duldung und Verharmlo- 
sung erfahren. Wirbrauchen 
eine Kultur der Werteorien- 
tierung und der gegenseiti- 
gen Verantwortung. Dies ist 
eine Herausforderung für 
die ganze Gesellschaft. 

Wir müssen uns insbe- 
sondere mit den Ursachen 
von Gewalt befassen und 
dort ansetzen. Minderwer- 
tigkeitsgefühl, Frust und 
Aggression werden häufig 
durch Gewalt kompensiert. 
Sie lassen sich nie ganz ver- 
meiden. Aber wir müssen 
aufmerksamer damit umge- 
hen. Wir müssen uns auch 
fragen, warum davon vor- 
rangig Jungen bzw. Männer 
betroffen sind. 

Wir müssen die Familien 
stärken und sie bei ihrer Er- 
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1 BüNDNIS  GEGEN   GEWALT 

ziehungsarbeit unterstützen 
und begleiten. Wichtig ist, 
dass wir Kindern und Ju- 
gendlichen mehr Aufmerk- 
samkeit widmen, sie anneh- 
men mit ihren Stärken und 
Schwächen, mit ihrer gan- 
zen Persönlichkeit und uns 
ihren persönlichen Proble- 
men zuwenden. Die Wert- 
schätzung der jungen Men- 
schen, die Auseinanderset- 
zung mit ihnen und die 
Eröffnung bestmöglicher 
Chancen für ihre Entwick- 
lung müssen dabei im Mit- 
telpunkt stehen. 

Wir brauchen eine Erzie- 
hung, die die Würde des Ein- 
zelnen in den Vordergrund 
stellt und seine Stärken be- 
tont. Dazu muss ein familiä- 
res, schulisches und gesell- 
schaftliches Umfeld kom- 
men, das dem Einzelnen 
hilft, wenn sich Probleme 
abzeichnen, und das Warn- 
signale, die oft genug zu- 
gleich der Schrei nach Hilfe 
sind, wahrnimmt und sensi- 
bel darauf reagiert. 

Mit Mißerfolgen 
umgehen lernen 

Zu unserer Kultur gehört 
auch ein gesundes Lei- 
stungsverständnis, nach dem 
jeder seine Fähigkeiten und 
Begabungen entfaltet und 
diese für sich und die Ge- 
meinschaft   einsetzt.   Lei- 

stung hat in unserer Gesell- 
schaft zu Recht einen hohen 
Wert. Ein positives Lei- 
stungsverständnis stärkt das 
Selbstwertgefühl junger 
Menschen. Kinder und Ju- 
gendliche müssen aber auch 
lernen, mit Misserfolgen 
umzugehen, und erfahren, 
dass Gewalt kein Mittel zur 
Konfliktbewältigung ist. 

Es ist wichtig, dass Ju- 
gendliche für sich eine Zu- 
kunftsperspektive finden 
und eine positive Einstel- 
lung zu sich, zu ihrem un- 
mittelbaren Umfeld und zu 
unserer Gesellschaft insge- 
samt entwickeln. 

Das Klima im Elternhaus 
ist ganz entscheidend für die 
kindliche Entwicklung. El- 
tern haben das Erziehungs- 
recht, sie haben aber auch 
die Erziehungspflicht. Sie 
tragen Verantwortung für 
das Kind und haben eine 
Vorbildfunktion, die sie 
selbst nicht unterschätzen 
dürfen. Wir müssen sie er- 
mutigen und unterstützen, 
ihren Erziehungsauftrag 
wahrzunehmen. 

Eltern, die sich überfor- 
dert fühlen, sollen ausrei- 
chend Hilfen finden, wie sie 
schon im heutigen Kinder- 
und Jugendhilfegesetz ver- 
ankert sind. Wir fordern eine 
Überprüfung der familien- 
und jugendrechtlichen Be- 
stimmungen, denn es gibt 
kaum Sanktionsmöglichkei- 

ten gegen kooperationsun- 
willige Eltern, die ihre Ver- 
antwortung für ihre Kinder 
nicht übernehmen oder zum 
Schaden ihrer Kinder han- 
deln. Kinder, die Gewalt in 
der Familie erleben - Ge- 
walt gegen Ehepartner, Ge- 
walt gegen Kinder-, greife11 

später häufig auf Gewalt als 
Mittel zur Konfliktlösung 
zurück. Gewalt darf in F&' 
milien keinen Platz haben- 

Orientierung durch 
Wertevermittlung 

Die Schule muss sich u* 
res Erziehungsauftrags be- 
wusst sein. Sie muss nebe 
der Wissensvermittlung auc11 

die personalen und soziale 
Fähigkeiten der Schülerin' 
nen und Schüler entwickeln 
helfen und durch Werter- 
mittlung Orientierung % 
ben.   Lehrkräfte  müsse11 

Schülerinnen und Schule*1 

insbesondere gegen Ge^ 
und Mobbing sensibiüsl 

ren, Konfliktlösungsstr3' 
tegien aufzeigen und die 
gemeinsam an den Schul 
umsetzen.  Dazu  brauch2' 
sie die Unterstützung 
Gesellschaft. 

UlTH/ä 
Den vollen Wortlaut 

des Berliner Memory 
dums findes Sie unte 

www.cdu.de 
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KURZ   &   BüNDIG 

N|CHT WAHLMÜDE sind 
nach Ansicht des Bundes- 
^ahlleiters die deutschen 
Wählerinnen und Wähler 
r°tz der geringen Wahlbe- 

'ei|igung von 56,5 Prozent 
jjei der Landtagswahl in 
Achsen-Anhalt. Im interna- 
Jonalen Verleich sei die 
Wahlbeteiligung in Deutsch- 
end sogar „außerordentlich 
°ch". Optimistisch ist des- 

^a'b Johann Hahlen, was die 
Bundestagswahl am 22. 
Member betrifft. 

^6,7 PROZENT sind 
le   Steuereinnahmen   des 
Undes  im ersten  Quartal 

. °2 gegenüber dem Vor- 
J^nr  zurückgegangen.   Zu- 
g eich stiegen die Ausgaben 

*n 3,3 Prozent. Das Loch in 
er Bundeskasse beträgt da- 

"ach 24,3 Milliarden Euro. 
,n ^Besorgnis erregendes 
§ebnis"-soeinKommen- 

^ • vom Silberstreifen am 
0rizont  des  Wirtschafts- 
achstum keine Rede. 

^AMATISCH gesunken 
^ ln den ersten drei Monaten 

Ses Jahres nach einer Un- 
fü

r^chung der Gesellschaft 
di

rIC°nsumforschung (GfK) 
r^e ^hrwegquote bei Ge- 

Nur noch gut die 
l>ken. 

de
d|fle - 56 Prozent - der 

^.^schen Haushalte wollen 
J Pfandflasche. Bis Sep- 
Q er 2001 waren es noch 

' • Die gesetztlich vorge- 

schriebene Mehrwegquote 
liegt bei 72 Prozent. 

EINBRÜCHE und stei 
gende Sozialausgaben haben 
2001 für tiefrote Zahlen in 
den Hauhaltren vieler deut- 
scher Städte und Gemeinden 
gesorgt: ein Absturz gegenü- 
ber dem Jahr davor um rund 
sechs Milliarden Euro. Im 
laufenden Jahr wird ein Mi- 
nus in Höhe von 4,9 Milliar- 
den erwartet. „Viele Städte 
müssen alltägliche Ausga- 
ben schon auf Pump bezah- 
len." Monika Kuban, stell- 
vertretende Hauptgeschäfts- 
führerin des Deutschen Städ- 
tetags: „Ein ungesetzlicher 
Zustand." Hauptursache der 
Finanzmisere: die dramati- 
schen Einbrüche bei den Ge- 
werbesteuer-Einnahmen. 

ZU HOHE LÖHNE könn 
ten das Wachstum hemmen. 
Mit dieser Warnung hat sich 
der Präsident des Münchner 
Ifo-Institut, Hans-Werner 
Sinn, gegen lange Arbeits- 
kämpfe mit überhöhten Ab- 
schlüssen gewandt. Hohe 
Löhne führen natürlich zu 
stärkerer Konsumnachfrage. 
Aber sie verschlechtern auch 
dieGewinnaussichtender In- 
vestoren und damit die Inve- 
stitionsnachfrage. 

„MEDIATOR" dürfen sich 
künftig Rechtsanwälte nen- 
nen.    Das    heißt:    Streit- 

schlichter. Das hat die Bun- 
desrechtsanwaltskammer 
in Berlin beschlossen. Vor- 
aussetzung: der Nachweis 
einer regelrechten Ausbil- 
dung in den Grundsätzen der 
Mediation. Kammer-Spre- 
cher Ulrich Scharf: „Heut- 
zutage werden etwa 70 
Prozent aller Streitigkeiten 
außergerichtlich durch 
Rechtsanwälte erledigt." 

EINE  LESEINITIATIVE 
hat der Verband Bildung und 
Erziehung (VBE) auf dem 
Deutschen Lehrertag ge- 
startet. Verbandsvorsitzen- 
der Ludwig Eckinger: „Der 
Schockzustand nach Pisa ist 
jetzt zu Ende. Richtig schrei- 
ben und lesen können, ist 
Mindeststandard. Die Ver- 
antwortung von Schule und 
Eltern liegt nun darin, Kinder 
zum Lesen zu verlocken, da- 
mit Bücher deren Lust und 
Fantasie beflügeln." 

IMMER   MEHR Men 
sehen kaufen ihre Brille in 
Tankstellen oder Super- 
märkten. 3 bis 3,5 Millionen 
solcher Fertigbrillen wur- 
den schätzungsweise im 
letzten Jahr außerhalb der 
Fachgeschäfte verkauft. Jo- 
achim Goerdt, Geschäfts- 
führer des Zentralverbands 
der Augenoptiker warnt vor 
gesundheitlichen Risiken 
beim Brillenkauf ohne fach- 
kundige Beratung. UD 
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1 KONJUNKTUR 

RECHT   SICHERT   FREIHEIT" 

Laurenz Meyer: Es gibt keine Freiheit 
ohne rechtliche Regelungen 

Gemeinsam mit dem Vor- 
sitzenden des Bundes- 
arbeitskreises Christlich- 
Demokratischer Juristen 
(BACDJ), Norbert Rött- 
gen, hat am 3. Mai Gene- 
ralsekretär Laurenz Mey- 
er das Zukunftsforum 
Rechtspolitik eröffnet, dass 
unter dem Motto „Recht si- 
chert Freiheit" steht. 

Norbert Röttgen betonte, 
dass dieses zweitägige Tref- 
fen der Diskussion über 
rechtspolitische Beschlüsse 
sowohl mit Rechtspolitikern 
als auch mit Außenstehen- 
den dienen soll. Ein Stil- 
wandel sei notwendig, da es 
in den bisherigen Auseinan- 
dersetzungen „fast aus- 
schließlich um Barrika- 
denkämpfe" gegangen sei. 

Der Generalsekretär hob 
die herausragende Bedeu- 
tung hervor, die diesem Zu- 
kunftsforum - nicht zuletzt 

im Zusammenhang mit der 
Bluttat von Erfurt - zu- 
komme. Vielen Menschen 
sei die Bedeutung des Rechts 
für ihre ganz persönliche 
Freiheit und für die individu- 
elle Sicherheit wieder be- 
wusst geworden. Allen Bür- 
gern, so Meyer, müsse klar 
sein, dass es „eine Freiheit 
ohne eine Rechtsordnung 
und ohne rechtliche Rege- 
lungen nicht geben kann". 

Die besondere Aufgabe 
der Rechtspolitik sei es, zu 
gewährleisten, dass „jeder 
Mensch  seine  persönliche 

Untätigkeit oder Blockade bei der 
inneren Sicherheit und chaoti- 

scher Aktionismus beim Zivilpro- 
zess, beim Urheberrecht und auf 
anderen Rechtsgebieten: das sind 
die Kennzeichen däubler-gmelin- 
scher Rechtspolitik. Wir werden 

das ändern. Norbert Röttgen 

Freiheit" wahrnehmen kön- 
ne. Gleichzeitig müsse 
größtmöglicher Schutz de« 
Einzelnen sichergestellt 
werden. 

„Recht gibt Sicherheit'*- 
diese Formel trage die Hof'' 
nung in sich, dass ein demo- 
kratischer Rechtsstaat sei- 
nen Bürgern mehr geben 
könne, als jeder andere 
Staat. Dem Recht, so Meyef' 
kommen hierbei vor alle01 

zwei Aufgaben zu: es mus 

einerseits streng sein, indei11 

es klare Regeln aufstellt- 
Andererseits müsse es abe 
auch Freiheiten schaffen- 
die jeder Einzelne nach Be' 
lieben nutzen könne. 

ZUM 25. TODESTAG 
von Ludwig Erhard am 
5. Mai hat Friedrich 
Merz daran erinnert, dass 
es auch heute wieder an 
der Zeit ist, Wirtschafts- 
und Sozialpolitik als 
Ordnungspolitik zu ver- 
stehen. Den Erfolg ma- 
che aber auch heute nicht 
das plakatierte System 
aus, sondern die En 
Scheidungen verantwort- 
lich handelnder Politik 
bestimmen ihn. 
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WAHLKAMPF 

KREISVORSITZENDEN-KONFERENZ 

Die Signale stehen auf Sieg. 
Den rot-grünen Spuk beenden! 

as Signal, dass von der 
DU-Kreisvorsitzenden- 

k°nferenz am 4. Mai ausge- 
sogen ist, war unüberhör- 
|!ar: Die Union setzt auf 

,e8 - sie kämpft darum, 
Jass Edmund Stoiber Bun- 

esKanzler und dem rot- 
§rünen Spuk nach vier Jah- 
ren ein Ende bereitet wird. 

Die      Parteivorsitzende 
j^gela Merkel und Unions- 
^izlerkandidat   Edmund 

°'t>er sowie Laurenz Me- 
lfr und der Vorsitzende der 
|rDWCSU-Bundestagsfrak- 
'°n Friedrich Merz machten 
eutlieh, dass trotz der her- 
Agenden Umfragewerte 
5  Bundestagswahl   noch 

'chl gelaufen sei. Bis zum 
y ; September sei noch viel 

eit- CDU und CSU müssen 

h 
rr,lt   rechnen,   dass   der 

Unc|estagswahlkampf    so 
wie kein anderer zuvor 

erden würde. Es stünde 

han 

närnii •ch nicht nur eine Bun- 

s
esregierung  zur Abwahl, 

..   dern eine ganze Genera- 
tion     -    - 

5er. 
die der gescheiterten 

In ihrer Rede stellte An- 
a Merkel noch einmal die 

rjiN. AUsgangslage heraus. 

Ch und CSU hätten beste 
ancen, die Wahl zu ge- 

winnen. Bei den Bürge- 
rinnen und Bürgern habe 
sich die Wechselstim- 
mung bereits eingestellt. 
Diese Stimmung gelte 
es, auszubauen. Die Bun- 
desregierung habe in fast 
allen Bereichen versagt. 
Verantwortlich dafür: Ger- 
hard Schröder. Sein persönli- 
ches Versagen und seine ge- 
brochenen Versprechen ha- 
ben die Menschen bitter ent- 
täuscht. Daher müsse man 
den Schuldigen auch beim 
Namen nennen. 

Gutes Team - zu großen 
Leistungen fähig 

Kanzlerkandidat Ed- 
mund Stoiber erklärte, er 
sehe keine Veranlassung, 
sind hinter Gerhard Schrö- 
der zu verstecken. Im Ge- 
gensatz zu Schröder sei er 
nämlich ein Teamspieler. 
Er verfüge über ein gutes 
Team, das zu großartigen 
Leistungen fähig sei. 

Stoiber kündigte an, 
Deutschland wieder in die 
Champions League zu füh- 
ren. Dafür lohne es zu kämp- 
fen. Für Deutschland hart zu 
arbeiten - das hätten  die 

Menschen in Deutschland 
verdient. Der Wechsel sei 
dringend nötig, weil unter 
dieser rot-grünen Bundesre- 
gierung Deutschland bereits 
Schlusslicht in Europa ge- 
worden sei. 

Vier weitere Jahre Schrö- 
der könne unser Land nicht 
verkraften, danach wäre es 
wirtschaftlich und sozialpo- 
litisch am Ende. Dahergehe 
es bei dieser Bundestagswahl 
auch um mehr als um Mehr- 
heiten. Diese Wahl sei eine 
Zukunftswahl - und die Bür- 
gerinnen und Bürger spüren, 
dass sie ihre Zukunft besser 
der Union anvertrauen. 

Die Vertreter der 350 
CDU-Kreisverbände wur- 
den mitgerissen. Tosender 
Applaus zeigte, wie ge- 
schlossen sie hinter der Par- 
teivorsitzenden und dem 
Kanzlerkandidaten stehen 
und wie bereit sie sind, ge- 
meinsam für den Wahlsieg 
zu kämpfen. UD 
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'GESPRäCH   MIT JUGENDVERBäNDEN 

MARIA   EICHHORN   UND   URSULA   HEINEN: 

Strikt gegen jede Aufweichung der 
Instrumentarien des Jugendschutzes 

Anlässlich eines Gesprächs 
mit den Jugendverbänden 
erklärten die Vorsitzende 
der Arbeitsgruppe Fami- 
lie, Senioren, Frauen und 
Jugend der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und 
die Sprecherin der Jungen 
Gruppe der Fraktion: 

Die Lebensbedingungen 
von Jugendlichen haben sich 
in den vergangenen Jahren 
maßgeblich verändert. Kin- 
der und Jugendliche stehen 
unter erheblichem Anpas- 
sungsdruck. Das Selbstver- 
trauen der jungen Generation 
in die eigenen Fähigkeiten 
und Fertigkeiten muss geför- 
dert werden. Politik hat die 
Aufgabe, in enger Zusam- 
menarbeit mit den Jugend- 
verbänden positive Leitbil- 
der und Orientierung zu ge- 
ben und die Partizipation jun- 
ger Menschen zu fördern. 

Die Beteiligungsbewe- 
gung der Bundesregierung 
wurde von den Jugendver- 
bänden als Scheinbeteili- 
gung kritisiert, denn unmit- 
telbare politische Mitge- 
staltungsprozesse von Kin- 
dern und Jugendlichen auf 
kommunaler, Landes- und 
Bundesebene wurden nicht 
unterstützt. Gefordert wurde 

auch die Möglichkeit 
der Bescheinigung und 
Zeugniserteilung für eh- 
renamtlich engagierte 
Jugendliche, damit sie 
dieses Zeugnis für künf- 
tige Bewerbungen ver- 
wenden können. 

Die Union fordert 
eine enge Verzahnung der 
familien-, Jugend- und bil- 
dungspolitischen Program- 
me und Initiativen. Wir wol- 
len jungen Menschen er- 
möglichen, nach ihren Vor- 
stellungen und Bedürfnis- 
sen zu leben, damit sie sich 
in unserer Gesellschaft 
wohlfühlen und sie mitge- 
stalten. Investitionen in die 
junge Generation sind die 
erfolgversprechendsten und 
wirksamsten Zukunftsin- 
vestitionen. 

Die Verbände betonten 
die Notwendigkeit der Zu- 
sammenarbeit der verschie- 
denen Lernorte wie z.B. Fa- 
milie, Kinderbetreuungsein- 
richtungen, Schule und Ein- 
richtungen der Jugendhilfe. 

Sie sprachen sich einhel- 
lig für die Fortführung der 
Arbeit der Kinderkommis- 
sion auch in der kommenden 
Legislaturperiode aus. Die 
Frage der Vertretung kin- 

Eichhorn U. Heinen 

der- und jugendpolitischer 

Interessen bedarf jedoch ge' 
rade hinsichtlich des Al' 
tragsrechts der Kinderkotfl' 
mission, das die CDU/CSU 
Bundestagsfraktion untei-' 
stützt, eingehender Übe1"' 
prüfung. 

Angesichts hoher Ar' 
beitslosigkeit und Erfolg10' 
sigkeit des Sofortprogramms 
JUMP müssen Wirtschaft- 
Staat und ArbeitsverwalW1- 
zur Schaffung von Ausb»1' 
dungs- und Arbeitsplatz^ 
eng zusammenarbeiten. 

Die CDU/CSU-Bunde^ 

tagsfraktion lehnt in Übe_ 
einstimmung mit den v 

bandsexperten die im gep1 

gewesenen   Jugendschu 
gesetzentwurf   enthalten 
Lockerungen ab. Gerade 
den 14- bis 16-Jährigen & 
es keinerlei Aufweichung 
stendenzen der bestehend 

Instrumentarien des )ü&e.g% 
Schutzes geben. 
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SENIOREN   UNION 

9.   BUNDESDELEGIERTENVERSAMMLUNG  IN   BERLIN 

Rot-grüne Bundesregierung ablösen 
und die Lage der Senioren verbessern 

Jh 96,9 Prozent wurde 
Prof. Dr. Otto Wulff zum 

euen    Bundesvorsitzen- 
en der Senioren Union 

def CDU Deutschlands ge- 
wählt. 

Der Jurist aus Sehweite, 
an&jähriger Landesvorsit- 

2ender der Senioren Union 
11 Nordrhein-Westfalen, 
jf&t Staatssekretär a.D. Dr. 

ernhard Worms ab, der die 
V 

Ehr< 

Reinigung vierzehn Jahre 
§ führte und künftig als 
envorsitzender   fungie- 
wird. Als Präsident der 

. Ur°päischen Senioren Un- 
•on wird er auch weiterhin 

r Arbeit der Vereinigung 
erbunden bleiben. 

.  Mit Beifall wurden die 

u
eden von Angela Merkel 

Generalsekretär Lau- 
z Meyer aufgenommen. 

e  Parteivorsitzende   be- 
t?

nte den Wert des Genera- 
J°nsvertrags und die Be- 
ttung älterer Menschen in 

^Gesellschaft. Von den 
^en'Oren gehe eine Signal- 

,rk"ng aus: „Wie Leucht- 
nrie" gäben sie den zu- 
weisenden Kurs an. 

•   Unter dem Motto „Alter 
Set

n,chts für Feiglinge -Wir 

2Q^n Zeicnen" tagte vom 

desdelegiertenversammlung 
der Senioren Union. Nach 
den Wahlgängen wurde die 
Tagung mit den Antragsbe- 
ratungen fortgesetzt. Leitan- 
trag des Bundesvorstandes 
ist der „Berliner Appell", der 
die Ablösung der rot-grünen 
Bundesregierung und kon- 
krete Verbesserungen für 
Senioren fordert. 

„Für die Senioren Un- 
ion" - so steht es an zentra- 
ler Stelle im Abschnitt „Mit 
Werten Politik gestalten" - 
„sind es Freiheit, Gerechtig- 
keit und Solidarität, die in 
Einklang zueinander stehen 
müssen. Auf der Grundlage 
dieser Grundwerte und des 
christlichen    Menschenbil- 

Übergabe der Geschäfte von 
Bernhard Worms an Professor 
Dr. Otto Wulff    Foto: Ulrich Wim 

des wollen wir Politik ge- 
meinsam mit der CDU ge- 

stalten." 

J-bi* ls 22. April die Bun- 

NEUER   VORSTAND 

• Vorsitzender: • 17 Beisitzer: Dr. Renate 
Prof. Dr. Otto Wulff Heinisch, Detlef Schmidt, 
• Bundesschatzmeister: Dr. Rolf Jähnichen, Stepha- 
Hans Schoppmeyer nie Breme, Wilma Ohly, 
• Stellvertretender Dr. Joachim Kupfer, Ul- 
Bundesschatzmeister: rich Winz, Doralies Schra- 
RolfRapp der, Rolf Hinz, Elisabeth 
• 5 stellvertretende Vor- Krämer, Günther Schacht, 
sitzende: Erika Reinhardt, Gerda Topp, Hans Weber, 
Leonhard Kuckart, Helga Dr. Gerhard Steiger, Wer- 
Kleiner, Rolf Reinemann, ner Steinberg, Klaus Pan- 
Gerhard Richter ther, Horst Semsek 
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' BUNDESLäNDER 

BADEN- 
WÜRRTEMBERG 

Das Geld reicht 
bestenfalls für eine 

Suppenküche 

„Unseriös" hat die Kultus- 
ministerin das Angebot von 
Bundeskanzler Schröder 
genannt, mit vier Milliarden 
Euro jede vierte Schule in 
Deutschland auf den Ganz- 
tagsbetrieb umzurüsten. 

„Diese Summe" - so An- 
nette Schavan - „reicht be- 
stenfalls für ein Jahr." Ihre 
Rechnung: Rund 41.000 
Schulen gibt es in Deutsch- 
land. Die vier Milliarden 
würden also auf rund 10.000 
Schulen und über vier Jahre 
verteilt. Allein an einer vier- 
zügigen Hauptschule wären 
bei fünf zusätzlichen Stun- 
den pro Klasse vier Depu- 
tate nötig -jedes im Gegen- 
wert von 50.000 Euro, nicht 
eingerechnet notwendige 
bauliche Veränderungen. 

Annette Schavan: „Ja, 
wenn Schröder eine Null 
daran gesetzt hätte. So aber 
reicht das Geld bestenfalls 
für eine Suppenküche." 

Erwin Teufel 
30 Jahre Mitglied 

des Landtags 

„Ohne Erwin Teufel 
wäre   Baden-Württemberg 

nicht das, was es heute ist: 
ein Modell deutscher Mög- 
lichkeiten." 

In diesem Satz hat der Vor- 
sitzende der CDU-Landtags- 
fraktion, Günther H. Oettin- 
ger, die 30-jährige Mitglied- 
schaft von Erwin Teufel im 
Landtag von Baden-Württen- 
berg zusammen gefasst und 
hervorgehoben: „Der regie- 
rende Ministerpräsident - 
überzeugter Föderalist und 
Europäer-hat in unterschied- 
lichen Funktionen seine 
ganze Schaffenskraft für das 
Wohl des Landes eingesetzt 
und Baden-Württemberg 
zum Hort von Fortschritt und 
Stabilität gemacht." 

SACHSEN 

Die Menschen 
in diesem Land haben 

angepackt 

Dem Landtag und insbeson- 
dere der CDU-Landtags- 
fraktion hat Prof. Kurt Bie- 
denkopfin seiner letzten Re- 
gierungserklärung als Mi- 
nisterpräsident „für die ge- 
meinsame Arbeit zum Wohl 
unseres Landes" gedankt. 
Weiter heißt es in seiner 
Rede vom 17. April: 

„Unser Freistaat steht gut 
da. Er hat sich Ansehen er- 
worben und dieses Ansehen 
vermehrt. Eine große Auf- 
bauleistung liegt hinter uns, 

eine große Leistung der Er- 
neuerung. Es sind die Mer>' 
sehen in diesem Land, d'e 

Bürgerinnen und Bürger 
und viele, die hinzugekorn- 
men sind, um zu helfen. 

Vorrangig sie haben die- 
se Leistungen erbracht. Sie 
haben sich eingesetzt. Sie 

haben angepackt. Sie habe11 

mitgestaltet. Sie haben Er- 
fahrungen aus der Vergan- 
genheit eingebracht, Erfah- 
rungen aus Ost und West- 
Sie haben Neues gelernt. Er- 
probtes bewahrt, und sie ha- 
ben erneut erlebt, welche 
Kraft in diesem Land steckt' 
wenn es an sich glaubt." 

HESSEN 

Mit Roland Koch 
Politikwechsel auch 

im Strafvollzug 

Der hessische Justizmi"1' 
ster Christean Wagner ha 
am 16. April die Bilanz d^ 
bisherigen Regierungs/e 

und eine Jahresbilanz de 

Strafvollzugs für 2001 ge' 
zogen: 

„Rekordtief bei Ent^e1' 
chungen aus Haftanstalt6^ 
fast 90 Prozent Rückga"f 
bei Missbrauch von Vo 
zugslockerungen, rund •> 
zusätzliche Haftplätze «* 
ein einheitliches Straff 
zugskonzept sind die Be' - 
unserer Erfolge. 
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BUNDESLäNDER  ' 

Beliebigkeit und Kon- 
*ePtlosigkeit sind durch eine 
k°nsequente Vollzugspoli- 
tlk ersetzt worden. Justiz- 
Eilzug in Hessen - konse- 

QHent und sicher war und ist 
Jks Motto der Politik der 
kfcten Jahre. Was diese 
^Orientierung gebracht 
hat' ist deutlich sichtbar. 

Mit Antritt der Regie- 
^g Koch hat ein Poli- 
l'kwechsel auch im Straf- 
vollzug stattgefunden. Die 

ledereingliederung von 
'•"aftätern ist ein wichtiges, 

aber nicht das einzige Voll- 
^gsziel. Der Strafvollzug 

ebenso dafür zu sorgen, 
dass 

b 

>iss die Bevölkerung vor 
^riminellen geschützt wird. 

Iese Sicherheit haben wir 
jj1 den Mittelpunkt unserer 

0l'tik gestellt." 

SCHLESWIG- 
HOLSTEIN 

Landtag setzt 
Untersuchungs- 
ausschuss ein 

Landtagsfraktionen 
Aft'      zwe' Korruptions- 

,fären aufklären. 
jj .bs geht einmal um die 
|.riVatgeschäfte des ehema- 
d
§en Expo-Beauftragten 

j. Ministerpräsidentin, 
j, PrÖhl, und um mehrere 
^derttausend Euro Bera- 

°n°rare, die die Bieter- 

Die neue sächsische Staatsregierung 
Die neuen Minister: • Martin Gillo (Wirtschaft und Ar- 
beit) • Karl Mannsfeld (Kultus) • Horst Metz (Finan- 
zen) • Horst Rasch (Inneres) / Bisherige Minster mit 
neuen Ressorts: • Matthias Rößler (Wissenschaft, bis- 
her Kultus) • Stanislav Tillich (Staatskanzlei, bisher Eu- 
ropa- und Bundesangelegenheiten) • Thomas de Mai- 
ziere (Justiz, bisher Finanzen) • Christine Weber (Sozia- 
les, bisher Gleichstellung) / Minister mit dem selben Res- 
sort: • Steffen Flath (Umwelt und Landwirtschaft) 

Ministerpräsident Georg Milbradt: „Mit der Kabi- 
nettsbildung haben wir die Kontinuität unserer Arbeit si- 
cher gestellt und die zweite Etappe des Generations- 
wechsels in der sächsischen Regierung vollzogen." 

gemeinschaft debis/SAP an 
den ehemaligen Staatsse- 
kretär Joachim Lohmann 
gezahlt hat, nachdem sie den 
Auftrag zur Modernisierung 
der EDV in der Landesre- 
gierung erhalten hatte. 

CDU und FDP wollen in 
dem Untersuchungsaus- 
schuss, den der Landtag ein- 
gesetzt hat, vor allem auch 
wissen, ob und in welchem 
Ausmaß die Ministerpräsi- 
dentin Heide Simonis von 
den Machenschaften ihrer 
Mitarbeiter wußte. 

MECKLENBURG 

VORPOMMERN 

Ermittlungen gegen 
SPD-Landespolitiker 
- darunter Ringstorff 

Generalstaatsanwalt Mar- 
tensen hat im April dem Lei- 
tenden Oberstaatsanwalt in 

Schwerin die „vertrauli- 
che" Mitteilung gemacht, 
dass auf Anweisung von Ju- 
stizminister Seilering alle 
Akten des Staatsanwalts 
Kollorz untersucht werden 
sollen. 

Vorwurf laut.stern: Straf- 
vereitelung im Zusammen- 
hang mit einem Verfahren 
gegen zwei mutmaßliche 
Hintermänner eines Über- 
falls auf ein Asylbewerber- 
heim vor zehn Jahren. 

Das Ermittlungsverfah- 
ren gegen Kollorz kommt 
laut stern ausgerechnet zu ei- 
nem Zeitpunkt, da dieser 
Staatsanwalt gegen 16 pro- 
minente SPD-Landespoliti- 
ker wegen gemeinschaftlich 
begangener Untreue ermit- 
telt. Zu ihnen gehört neben 
Innenminister Gottfried 
Timm und SPD-Fraktions- 
vorsitzendem Volker Schlot- 
mann auch Ministerpräsi- 
dent Harald Ringstorff. UD 
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1 AU FG ELESEN n 
NAHOST-DEBATTE 

Punktsieg für Stoiber 

Zweimal, das steht jetzt fest, 
werden Kanzler und Kandi- 
dat vor laufenden Kameras 
auf einander treffen. Doch 
die Hoffnung der SPD-Stra- 
tegen, Edmund Stoiber wer- 
de sich bei diesem Fernseh- 
Showdown blamieren und 
die Wähler scharenweise in 
die Arme der Sozialdemo- 
kraten treiben, könnte sich 
schon bald zerschlagen. 
Dies zeigte die Parlaments- 
debatte zur Nahostkrise, in 
der der Kanzlerkandidat 
zum ersten Mal Gerhard 
Schröder im Parlament her- 
ausforderte. Zum großen 
Duell waren Schröders Re- 
gierungserklärung und die 
Antwort Stoibers hochstili- 
siert worden. Doch darauf 
ließ sich der bayerische Mi- 
nisterpräsident gar nicht 
erst ein. Von einem Duell zu 
sprechen, so Stoiber, sei an- 
gesichts der Opfer des Kon- 
flikts „einfach abwegig". 
Statt dessen zeigte sich der 
Unionskandidat, wie zuletzt 
bei seinem Besuch in Brüs- 

sel, staatsmännisch - und 
gab sich mit der Aussage, 
keine deutsche Soldaten in 
die Region schicken zu wol- 
len, gleich ein außenpoliti- 
sches Profil. Keinen Zweifel 
ließ er daran, dass Deutsch- 
land grundsätzlich an der 
Seite Israels steht. 

Financial Times 

S P D - P R 0 G R A M M 

Kein Klartext 

Vom Kanzler heißt es im 
neuen SPD-Wahlprogramm: 
„Er liebt das Leben." 
Schön und gut. Aber ob das 
zur Wiederwahl reicht? 
Schröder ist Bundeskanzler, 
weil ihn die Mehrheit der 
Bürger für den Besseren 
hielt. Aber auch deshalb, 
weil sie seinem Konzept zur 
Sanierung des Unterneh- 
mens Deutschland ver- 
traute. Die Deutschland AG 
ist aber seitdem weiter in 
die roten Zahlen gerutscht - 
trotz einiger Erfolge des 
Vorstandsvorsitzenden 
Schröder. Am Wahltag wol- 
len die Bürger deshalb wis- 
sen: Was will die Regierung 

tun, damit es wieder aw 
wärts geht? Merke: &l 

Floskeln und einem strah' 
lenden Spitzenmann aUein 

werden keine Wahlen Se' 
wonnen. BildZeitung 

Es fehlt die Botschaft 

Das   SPD-Wahlprogram"' 
trägt  einen   einzigen  Na 

men:   Gerhard   Schröder- 

Die SPD, von den Ursprü** 
gen   her   eine   klassisch* 
Programmpartei,    ist   al> 
dem besten Weg zum Ken- 
lerwahlverein.   Die   Sr" 
Linke ist seit dem Abgü"$ 
Lafontaines   völlig   a^, 
taucht.   Die   Partei   M** 
durch   den   Kölner   Sp& 
denskandal   wie   geläh'"' 
Offene    und    kontrovers 
Diskussionen werden sen 
im Keim erstickt. Die AllS' 
richtung   des   SPD-Weh'' 
kampfes  auf eine  einz'8 
Person    ist   die   logisch 
Konsequenz aus dem " ' 
aster von Magdeburg. W 
die Rechnung muss n'c 

aufgehen.    Das    deiitsc' 
Wahlsystem sieht die **** 
rektwahl des Bundes^' 
lers nicht vor. Die Wcih'e^ 
fragen sich bei allen P 

20-IJID 14/2002 



G^ündung^]ahr^0'", 

MPÖ£Tk?T* 

AUFGELESEN 

„„«tsc* 
s°nlichen Sympathien sehr 

°hl, wofür der jeweilige 
^Qndidat und seine Partei 
inhaltlich stehen. Und das 
lst die große Schwachstelle 
de>- SPD-Strategie: Schrö- 
pf fehlt die politische Bot- 
chafi.   Sächsische Zeitung 

SCHARPING 

Eklatant versagt 

°ssen, die in den vergan- 
gen Monaten über Schar- 
'^S   geschrieben   worden 

*'nd, füllen dicke Kladden. 
er   Verteidigungsminister 
lrd   in   der   Truppe,   in 

&0ßen Teilen der Öffent- 
yikeit,    vom   politischen 

e8ner, in Kreisen der eige- 
n Partei nicht mehr ernst 

^onmien. Über die Bade- 
%e auf Mallorca mag zu 
bnunzeln sein. Aber der 
^nackig fortgesetzte Ver- 

j*K das Parlament und die 
*hter in Karlsruhe in Sa- 

sT- Militä''-Airhus A400M 
,    lcht für dumm zu v. •er- 

Wen, bietet längst keinen 

t °ffmehr Satiren. Die De- 
°lls sehen so aus: Offen- 

n(tig hat sich der Minister 

vom Parlament eine Summe 
von 5,1 Milliarden Euro be- 
willigen lassen, die für die 
Anschaffung von 40 Ma- 
schinen /-eichen würde. Weil 
die Bundesrepublik aber 73 
der im internationalen Ver- 
bund entwickelten Flug- 
zeuge bestellt hat, hat 
Scharping den Partnerstaa- 
ten erklärt, Deutschland 
werde Schadenersatz lei- 
sten, falls der nächste Bun- 
destag den Restbetrag nicht 
nachschießt und der Stück- 
preis dadurch höher wird. 
Dann aber bekäme Berlin 
für seine Milliarden nicht 40 
Maschinen, sondern nur 
noch etwas mehr als 20. 
Scharping hat, wenn es so 
kommt, wieder einmal ekla- 
tant versagt. Die Welt 

BENES-DEKRETE 

Verstoß gegen Recht 
und Menschlichkeit 

Rechtssicherheit schaffen ist 
erste Pflicht der Politik. 
Tschechiens Bürger sollen 
ohne die Angst leben kön- 
nen, historische Ansprüche 
könnten sie um Besitz und 

Rechtsfrieden bringen. Da- 
für soll ausgerechnet eine 
einstimmige Entschließung 
des tschechischen Abgeord- 
netenhauses über die „Un- 
antastbarkeit" der so ge- 
nannten Benes-Dekrete sor- 
gen, die als Grundlage von 
Enteignung und Vertrei- 
bung der deutschen und 
ungarischen Volksgruppe 
dienten. Wie feige ist Prags 
politische Klasse? Sie wagt 
nicht, den Bürgern die Ein- 
sicht zuzumuten, dass die 
damaligen Anordnungen, 
für wie nützlich und viel- 
leicht sogar unvermeidlich 
sie mancher halten mag, ge- 
gen Recht und Menschlich- 
keit verstoßen haben. Sie 
traut nicht einmal sich sel- 
ber zu, eine Ordnung zu er- 
richten, die als unbegründet 
erachteten historischen An- 
sprüchen auf rechtsstaatli- 
chem Wege stand hielte. 
Tschechiens Medien hinge- 
gen diskutieren das Thema 
offener und selbstkritisch. 
Schätzen Politiker solche 
Aufklärung? Parlament und 
Parteien berufen sich jeden- 
falls auf Ängste einer öffent- 
lichen Meinung, die so gar 
nicht mehr existieren. 

Süddeutsche Zeitung 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Lust AUF VERANTWORTUNG 

u 

CDU 
mitten im Leben. 

„Lust auf Familie, 
Lust auf 
Verantwortung" 

Beschluss des 
Kleinen Parteitags 
am 13.12.1999 

Best.-Nr.: 5645 

50 Expl.: 20,50 € 

(21,94€) 

„Andere Umstände 
erfordern bessere Politik." 

Leporello „Familie" 
„Andere Umstände 

Best.-Nr.: 2879 

100Expl.:20,00€ 

(21,40 €) 

Plakat „Familie" 
„Andere Umstände 

DIN Al 

Best-Nr.: 7877 

25 Expl.:  10,00€ (11,60€) 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16%MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet 
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ÖFF ENTLICHKEITSARBEIT ' 

an Mti 
•  NT- 
*}J±fffo\ 
CDU      _ ' .4 

cÖU-Buntstifte mit inten- 
siver Farbkraft, Bruch-, 
Wisch- und Wasserfest 
ßest.-Nr.: 9250 
*0 Schachteln: 
l7-40€ (20,18€) 

Rektoren, bunter Mix aus 
^•"schiedenen Figuren und 
symbole 
Best.-Nr.: 9558 
30 Expl.: 18,90 € (21,92 €) 

„Wir malen uns die Welt, 
wie sie uns gefällt." 

\    14 
* 

i 

CDU-Malblock 
DIN A4, 30 Blatt 
„Wir malen uns die Welt, 
wie sie uns gefällt" 

Best-Nr.: 9878 

20 Expl.: 28,00 € (32,48€) 

CDU-Spritztiere 

Best.-Nr.: 9559 

30 Expl.: 15,00 € (17,40 

UID 14/2002-23 



UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche  Post  AG 
Entge It   bezahlt. 

Stoiber kommt. 

Postkarte „Edmund Stoiber" 

Best-Nr.: 9860 

100 Expl.: 6,90 € (8,00 €) 

Rednerplakat „Edmund Stoiber" 

DIN Al 
Best-Nr.: 8859 

50 Expl.: 15,00€ (17,40€) 

DINA0 
Best-Nr.: 8858 

50 Expl.: 29,00 € (33,64 €) 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

BESTELLANSCHR 

Bertelsmann Distributiv" 
- IS-Versandzentrutfl 

Postfach 116233759 Ver •st»»* 

Telefax 05241-8041892 

e-mail: u 
cdu-shop@bertelsnu"'"11 


